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Kurz und bündig 
 
Deutschland weist seit Jahren anhalten-
de Leistungsbilanzüberschüsse auf. 
Es wird mehr gespart als investiert. Die 
Auslandsforderungen wachsen. 

Die späteren Krisenländer realisierten 
zuvor Leistungsbilanzdefizite, was zu 
einer ansteigenden Auslandsverschul-
dung führte. 

Mittlerweile sind fast alle Krisenländer 
aus der Gefahrenzone deutlicher Leis-
tungsbilanzdefizite herausgewachsen 
und realisieren auch Überschüsse. 

Die Ursache für diesen „Erfolg“ ist zum 
Teil auch der Krise geschuldet. Die sin-
kende Binnennachfrage korrespon-
dierte mit einer schwachen Import-
entwicklung. 

Im November 2013 leitete die EU-
Kommission eine „vertiefte Überwa-
chung“ der deutschen Leistungsbilanz-
überschüsse ein. 

Nicht die Exportstärke Deutschlands 
steht am Pranger, sondern die Nach-
frage- und Wachstumsschwäche.  

Die EU-Kommission, die USA und der 
IWF drängen Deutschland, den Leis-
tungsbilanzüberschüssen mit einer 
Stärkung der Binnennachfrage entge-
genzuwirken. 

Die schwache Binnennachfrage ist nur 
eine Ursache des außenwirtschaftli-
chen Ungleichgewichts. 

Die andere ist in der besonderen Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Indust-
rie zu sehen. Die Spezialisierung auf 
hochwertige Technologien und Bran-
chen, die auf eine dynamisch wachsen-
de Nachfrage außerhalb Europas trifft, 
erklärt die Exportstärke Deutschlands. 

Der einseitige Blick in den Krisenländern 
auf die Lohnstückkostensenkung be-
schwört Deflationsgefahren herauf, die 
eine gefährliche Abwärtsspirale in Gang 
setzen könnte. 

Sträflich vernachlässigt werden Investi-
tionen, Konsum und eine aktive und gut 
koordinierte europäische Industrie-
politik die letztlich nur in einem poli-
tisch vereinten Europa gelingt! 

 

Deutschlands Exportstärke 
am Pranger!? 
EU-Kommission leitete Ende 2013 „vertiefte Überprü-
fung“ ein 
 
In regelmäßigen Abständen wird Deutschland aufgrund der Außen-
handelsüberschüsse an den Pranger gestellt – zuletzt von der EU-
Kommission, den USA und dem IWF. Die Kritik: Deutschland stehe 
wirtschaftlich heute so gut da, weil die deutsche Wirtschaft auf Kos-
ten anderer Länder wächst und in Ländern wie Spanien oder Portugal 
die Arbeitslosigkeit hochtreibe. Die Leistungsbilanzüberschüsse wer-
den als Beleg dafür herangezogen. Das Gegenargument: In Deutsch-
land sind nicht die Exporte zu hoch, sondern die Binnennachfrage 
und damit Konsum und Investitionen aber auch Importe zu niedrig. 
Was ist dran an dieser Kritik? Was kann Deutschland dagegen tun? 
Welche Bedeutung haben Fortschritte auf dem Weg zu einer politi-
schen Union Europas? 
 
 

1. Der Auslöser für die aktuelle Debatte 
 
Seit 2007 liegt der deutsche Leistungsbilanzüberschuss über den von der 
Europäischen Kommission festgelegten Schwellenwerten, die ein Un-
gleichgewicht signalisieren. Der von der EU-Kommission gesetzte Wert 
liegt für Überschussländer bei plus sechs Prozent des Bruttoinlandsproduk-
tes (BIP) und für Defizitländer bei minus vier Prozent. Die Kommission 
sieht in einem Leistungsbilanzdefizit ein größeres Problem, daraus resul-
tiert eine „asymmetrische“ Verteilung der Schwellenwerte. 
 
Abb. 1: Leistungsbilanzsalden EU-Länder 

 

 
Vorstand 
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Für das Jahr 2013 erwartet die Kommission für 
Deutschland einen Überschuss in Höhe von sieben 
Prozent des BIP. Auch die Prognose für 2014 deutet 
darauf hin, dass der Wert kaum unterschritten wird (vgl. 
Abb. 1). Wie Abbildung 1 darüber hinaus verdeutlicht, 
weisen am aktuellen Rand die Krisenländer, außer 
Griechenland, einen Leistungsbilanzüberschuss aus. 
Aktuell lassen vorläufige Daten für Griechenland für 
2013 ebenfalls einen Leistungsbilanzüberschuss erwar-
ten. Vorläufigen Werten zufolge hat Irland ebenso wie 
Deutschland im vergangenen Jahr den oberen Schwel-
lenwert überschritten. Alle anderen hier betrachteten 
Länder bewegen sich in dem von der EU-Kommission 
vorgegebenen Rahmen. 
 
Tab. 1: Leistungsbilanz 

 
 
Der Leistungsbilanzsaldo verrechnet grenzüberschrei-
tende Transaktionen und berechnet sich im Wesentli-
chen aus den Salden der Handels- und Dienstleis-
tungsbilanz, der Erwerbs- und Vermögenseinkommen 
und den Nettoübertragungen (vgl. Tab. 1). Nach vorläu-
figen Ergebnissen des Statistischen Bundesamtes wird 
im Jahr 2013 der Handelsbilanzüberschuss Deutsch-
lands 198,9 Milliarden Euro betragen. Das ist der 
höchste Wert seit der Erhebung der Außenhandelssta-
tistik. 
 
Abb. 2: Entwicklung der Aus- und Einfuhren 

 
 
Der Zuwachs des Saldos resultiert vor allem aus einem 
Rückgang der Importe, während die Exporte im Ver-
gleich zum Vorjahr nahezu gleich geblieben sind. Die 

Leistungsbilanz dürfte im Jahr 2013 mit einem Über-
schuss von 201,0 Milliarden Euro abschließen. Im Jahr 
2012 betrug der Saldo noch 187,2 Milliarden Euro. 
 
Betrachtet man die Entwicklung der deutschen Aus- und 
Einfuhren, dann ist zunächst die generelle Kritik der EU-
Kommission, der USA und des IWF am deutschen Leis-
tungsbilanzüberschuss berechtigt. Im Zeitablauf wird die 
Schere zwischen den Aus- und Einfuhren immer größer. 
Aufgrund der Krise in der Eurozone ließ die Dynamik in 
den vergangenen zwei Jahren deutlich nach. 
 
 
2. Was prüft die EU-Kommission? 
 

 
Die EU-Kommission kam in ihrem dritten Warnmecha-
nismus-Bericht über makroökonomische Ungleichge-
wichte zu dem Schluss, dass eine „vertiefte Untersu-
chung“ für Deutschland erforderlich sei, um gegebenen-
falls Vorschläge für wirtschaftspolitische Maßnahmen 
abzuleiten (EU-Kommission, MEMO 13/970, 13. No-
vember 2013). Nach eingehender Überprüfung kam 
die EU-Kommission Anfang März 2014 zu dem Er-
gebnis, dass kein übermäßiges Ungleichgewicht 
vorliegt. 
 
Die dauerhaften Leistungsbilanzüberschüsse Deutsch-
lands dokumentieren seit Jahren, dass sich die Binnen-
nachfrage schwach entwickelte. Es wird mehr gespart 
als investiert. Deutschland sieht sich deswegen seit ei-
niger Zeit der Kritik der USA und des IWFs ausge-
setzt, die verlangt, dass die Politik für mehr Nachfrage 
im Inland sorgen soll. Darüber würde Deutschland 
auch mehr importieren und somit den Leistungsbilanz-
überschuss abbauen. 
 
Die Anpassungslasten der Leistungsbilanzungleichge-
wichte, die zurzeit deutlicher auf den Defizitländern ru-
hen, könnten so auf mehrere Schultern verteilt werden, 
so die Argumentation. Die ungleiche Verteilung der An-
passungslasten ist auch Folge der asymmetrischen 
Richtwerte für das Vorliegen eines Ungleichgewichts, 
denn bereits bei einem Leistungsbilanzdefizit von minus 
vier Prozent des BIPs wird von einem makroökonomi-
schen Ungleichgewicht ausgegangen. Während erst bei 
einem Überschuss von sechs Prozent des BIPs ein Un-
gleichgewicht festgestellt wird. 
 
Die Asymmetrie zeigt sich schließlich in den Hand-
lungsempfehlungen der EU-Kommission. Während die 
Krisenstaaten mit Lohnsenkungsforderungen konfron-
tiert sind, die bereits durchgesetzt wurden, handelt es 
sich bei den Maßnahmen für Deutschland um reine 
Empfehlungen hinsichtlich der Steuerpolitik und ange-
botsseitigen Maßnahmen. 

„Heute hat die Kommission entschieden, eine ver-
tiefte Prüfung für Deutschland durchzuführen.“ 
 
José Barroso, Präsident der Europäischen Kom-
mission am 13. November 2013 
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So fordert die Kommission, die auf Niedriglöhne er-
hobenen hohen Steuern und Sozialabgaben zu ver-
ringern (vgl. Rat der Europäischen Union, 2013, S. 6 
und European Commission, 2013, S. 7). Eine Erhöhung 
des (Brutto-) Lohnniveaus in Deutschland wurde dage-
gen von der EU-Kommission bislang nicht verlangt. 
 
Die vertiefte Analyse soll Erkenntnisse über die konkre-
ten Gründe für die Leistungsbilanzüberschüsse liefern, 
um – sofern erforderlich – wirtschaftspolitische Hand-
lungsempfehlungen ableiten zu können. Bereits im 
Rahmen des Europäischen Semesters 2013 empfahl 
der Ministerrat Deutschland, das verfügbare Einkom-
men zu fördern, um die Binnennachfrage zu stützen und 
zwar z. B. „ … durch eine Senkung der hohen Steuer- 
und Abgabenbelastung, insbesondere für Geringverdie-
ner“ (Europäische Kommission MEMO/13/2013, S. 8). 
Empfohlen wurden außerdem Maßnahmen im Bereich 
der Energiepolitik, um den Ausbau der Energienetze zu 
beschleunigen, denn auch Infrastrukturinvestitionen be-
günstigen das Wachstum und tragen über eine Steige-
rung der Binnennachfrage zu einer Reduzierung des 
Leistungsbilanzüberschusses bei. 
 
Die Vorschläge machen deutlich, dass es bisher und 
vermutlich auch bei der aktuellen „vertieften Überprü-
fung“ nicht darum geht, die Leistungsbilanzüberschüs-
se über eine Senkung der Exporte zu erreichen, und 
schon gar nicht darum, die Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands zu schwächen. Vielmehr soll die 
Wachstumsschwäche in Deutschland und der Eurozone 
überwunden werden durch eine Stimulierung der Bin-
nennachfrage. Durch eine Erhöhung der Importe, soll 
die klaffende Lücke in der Leistungsbilanz geschlossen 
werden. 
 
Hätte sich am Ende des EU-Prüfverfahrens herausge-
stellt, dass ein „schweres“ makroökonomisches Un-
gleichgewicht vorliegt, kann die Kommission empfehlen, 
dass der ECOFIN-Rat gegen Deutschland ein Verfah-
ren einleitet. In diesem Fall wären auch finanzielle 
Sanktionen möglich (bis zu 0,1 Prozent des BIP, das 
wäre bezogen auf das Jahr 2012 ein Betrag in Höhe 
von 2,645 Milliarden Euro gewesen). Sanktionen stehen 
allerdings nur dann an, wenn es (wiederholt) versäumt 
wird, einen ausreichenden Korrekturmaßnahmenplan 
vorzulegen oder die vorgeschlagenen Maßnahmen zu 
ergreifen. 
 
 
3. Warum sind Leistungsbilanzungleich-

gewichte problematisch? 
 
Außenwirtschaftliche Ungleichgewichte innerhalb der 
Eurozone gelten als ernsthaftes Problem, weil sie zei-
gen, dass sich die Mitgliedsländer in den Jahren nach 
Gründung der Währungsunion ökonomisch auseinan-
derentwickelten. Das erschwert unter anderem die 
Geldpolitik der Europäischen Zentralbank, die sich an 
der durchschnittlichen Wirtschaftsentwicklung ausrich-
ten muss. Folglich ist die Geldpolitik für Länder, die in 
einer konjunkturell günstigen Lage sind, zu „locker“ (die 

Zinssätze zu niedrig) und in Ländern, die in einer 
schlechteren Verfassung sind, zu restriktiv (die Zinssät-
ze zu hoch). Die Geldpolitik verstärkt auf diese Weise 
die Ungleichgewichte. 
 
Abgesehen von den Vorschlägen zu Korrekturmaß-
nahmen durch die EU-Kommission bleibt es den jewei-
ligen Mitgliedsländern überlassen, mit den Ungleichge-
wichten umzugehen. Es fehlt eine gemeinsame Fiskal-
politik. Ein zentraler Konstruktionsfehler der Währungs-
union! Krisenländer, die in den Jahren vor Krisenaus-
bruch zunehmend Leistungsbilanzdefizite aufgebaut 
haben, kämpfen nun mit hoher Arbeitslosigkeit und 
müssen die soziale Notlage der Menschen selbst be-
wältigen, während prosperierende Länder durch eine 
niedrige Arbeitslosigkeit begünstigt sind. 
 
Insbesondere die Länder, die gravierend an den Aus-
wirkungen der Finanzkrise zu leiden hatten und haben, 
wiesen in den Jahren vor Ausbruch der Krise zuneh-
mende Leistungsbilanzdefizite aus (vgl. Abb.1). Defizite 
ergeben sich, wenn aus dem Ausland mehr Leistungen 
bezogen als abgegeben werden. Diese Entwicklung 
geht einher mit einer zunehmenden Auslandsverschul-
dung der Defizitländer. In den Überschussländern stei-
gen die Auslandsforderungen. 
 
Flexible Wechselkurse tragen im Idealfall dazu bei, 
dass außenwirtschaftliche Ungleichgewichte beseitigt 
werden, denn die Währung der Defizitländer wertet ab 
und die Währung der Überschussländer wertet auf. 
Damit verbessert sich die preisliche Wettbewerbsfä-
higkeit der Defizitländer gegenüber den Überschusslän-
dern. Es kann mehr exportiert werden. In einer Wäh-
rungsunion muss das Preisniveau der Defizitländer re-
lativ zum Preisniveau der Länder mit Leistungsbilanz-
überschuss fallen. Dann würde die preisliche Wettbe-
werbsfähigkeit der Defizitländer steigen, es würden (re-
lativ) mehr Güter exportiert und weniger importiert. Die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit ist aber nur eine Erklä-
rung für eine günstige Exportentwicklung. Auch die 
Qualität und die Art der Produkte entscheiden über den 
Exporterfolg. 
 
Vorübergehende Ungleichgewichte der Leistungsbilan-
zen sind unproblematisch. Anhaltende längerfristige 
strukturelle Ungleichgewichte verursachen aber gravie-
rende Probleme. Das gilt nicht nur für die Defizitländer, 
sondern auch für die Überschussländer. Für diese stel-
len sie einen permanenten Kapitalexport dar, z. B. in 
Form von Krediten und Direktinvestitionen im Ausland. 
Die inländischen Ersparnisse sind höher als die inländi-
schen Investitionen, das heißt im Inland wird zu wenig 
investiert. Kapitalexporte sind nicht grundsätzlich 
„schlecht“. Problematisch wird es dann, wie in der Fi-
nanzkrise geschehen, wenn eine fehlende Regulierung 
der Finanzmärkte dazu führt, dass Risiken unterschätzt 
werden. Infolgedessen kommt es zu Fehlinvestitionen 
und damit zu Wohlfahrtsverlusten, denn risikoärmere in-
ländische Investitionen im industriellen Sektor wären bei 
zutreffenderer Risikoeinschätzung rentabler und wert-
beständiger gewesen, weil sie weniger anfällig für spe-
kulative Einflüsse sind. 
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Nicht nur zunehmende Kapitalexporte stellen ein Prob-
lem für ein Überschussland dar, sie sind auch Spiegel-
bild einer zunehmenden Exportabhängigkeit. Sollte eine 
Krise in den Defizitländern auftreten, überträgt sie sich 
sehr leicht auf die Überschussländer. Das geschieht ei-
nerseits über Forderungsausfälle, die zu Wertminde-
rungen des Finanzvermögens und Abschreibungen von 
Direktinvestitionen führen. Und andererseits dämpfen in 
Folge der Krise reduzierte Importe des Krisenlandes die 
Exporte und damit das Wachstum des Überschusslan-
des und beeinträchtigen dort die Beschäftigungslage. 
 
Abb. 3: Leistungsbilanzsaldo Deutschland1 

 
 
Abbildung 3 zeigt sehr deutlich, dass in etwa seit Be-
ginn der Währungsunion bis zum Ausbruch der Finanz- 
und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 die Leistungsbilanz 
Deutschlands zunehmend in Schieflage geriet, da ins-
besondere gegenüber den Mitgliedsländern der Wäh-
rungsunion (EWU-Länder; schwarze Linie) Überschüs-
se aufgebaut wurden. Nach einem krisenbedingten Ein-
bruch in den Jahren 2008 und 2009 (alle Länder, rote 
Linie) wies die Leistungsbilanz im Jahr 2012 erneut ei-
nen beträchtlichen Überschuss von ca. 187 Milliarden 
Euro auf. Zugleich wird aber in dieser Darstellung deut-
lich, dass der rückläufige Überschuss gegenüber den 
Mitgliedsländern der Währungsunion (schwarze Linie) 
ab 2009 durch zunehmende Überschüsse gegenüber 
dem außereuropäischen Raum ausgeglichen wurde (al-
le Länder, rote Linie steigt seit 2009). Folglich stellen 
die Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands immer 
weniger ein Ungleichgewicht innerhalb der Währungs-
union dar. 
 
Allerdings ist dies kein Grund zur Entwarnung. Leis-
tungsbilanzüberschüsse, die Deutschland und zuneh-
mend auch die bisherigen Defizitländer gegenüber Län-
dern außerhalb der Währungsunion aufbauen, gehen 
einher mit einer Aufwertung des Euros. Da die Waren 
i.d.R. in Euro bezahlt werden müssen, steigt die Nach-
frage nach Euro auf den Devisenmärkten. Auf diese 
Weise steigt der Druck auf die exportschwachen Mit-
glieder der Währungsunion, da die preisliche Wettbe-

                                                      
1 Die Jahreswerte 2013 zum Leistungsbilanzsaldo nach Ländern diffe-

renziert lagen bei Redaktionsschluss noch nicht vor. 

werbsfähigkeit der Produkte dieser Länder aufgrund des 
starken Euros leidet. So könnte eine gefährliche Ab-
wärtsspirale der Löhne und Preise in Gang gesetzt wer-
den, die die Binnennachfrage immer weiter schwächt 
(Deflationsgefahr). Zudem geht der außenwirtschaftli-
che „Erfolg“ zu Lasten außereuropäischer Handels-
partner, wie z.B. den USA, die ihre Kritik immer deutli-
cher artikulieren. 
 
Die „Verbesserung“ der Leistungsbilanzen der Krisen-
länder ist zum Großteil konjunktur- und damit auch kri-
senbedingt und gründet nicht auf einer verbesserten 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit. Die deutlichsten Er-
folge in der Verbesserung der Exportstatistik haben Ita-
lien und Spanien verzeichnet (gelb/lila, Abb. 4). Zu-
gleich wurde die „Verbesserung“ der Leistungsbilanz 
aber eben auch von einem deutlichen krisenbedingten 
Einbruch des Imports unterstützt (vgl. Abb. 5). Grie-
chenland „verbesserte“ seine Situation ab 2008 fast 
ausschließlich aufgrund krisenbedingter rückläufiger 
Importe. Mit der sinkenden gesamtwirtschaftlichen 
Nachfrage gingen auch die Importe zurück. 
 
Abb. 4: Exportentwicklung Krisenländer 
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Abb. 5: Importentwicklung Krisenländer 
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Wir wollen im Folgenden einen detaillierten Blick auf die 
Struktur des deutschen Außenhandels werfen. Wo 
liegen die Hauptabsatzgebiete deutscher Waren, wel-
ches sind die wichtigsten Empfängerländer und woher 
beziehen wir unsere Importe? So können wir die Frage 
beantworten, welche Länder von einer gestärkten Bin-
nen- und Importnachfrage Deutschlands am meisten 
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profitieren würden. Darüber hinaus bedienen wir uns ei-
ner Wertschöpfungsbetrachtung deutscher Exporte, um 
eine Antwort auf die Frage zu geben, welche Länder an 
der deutschen Exportstärke teilhaben. 
 
 
4. Außenhandelsstruktur Deutschlands 
 
Insgesamt wurden im ersten Halbjahr 2013 Waren im 
Wert von 547 Milliarden Euro exportiert.2 Die vorläufigen 
Ergebnisse bestätigen: Der Jahreswert 2012 in Höhe 
von 1,1 Bill. Euro wurde auch für das Gesamtjahr 2013 
in etwa wieder erreicht (Vgl. Abb. 6). 
 
Die Exportquote (Exporte/BIP) weist im Jahr 2012 das 
Rekordniveau von 41,5 Prozent aus. D.h. Deutschland 
exportiert Waren im Wert von über 40 Prozent des BIP. 
Im Jahr 1999, also im ersten Jahr der Währungsunion, 
lag der Wert noch bei 25,5 Prozent. Die Halbjahreswer-
te 2013 bilden die Außenhandelsstruktur Deutschlands 
ab, die sich auch im Jahreswert 2012 in etwa wiederfin-
det. Knapp 60 Prozent der deutschen Ausfuhren gehen 
in die Europäische Union. 37,5 Prozent der gesamten 
Ausfuhren liefert Deutschland an Mitgliedsländer der 
Eurozone. Insgesamt 16 Prozent macht der Anteil aus, 
der nach Asien exportiert wird. China ist darunter mit 32  
 
Abb. 6: Ausfuhr Deutschlands nach Ländern 

 
 
Milliarden Euro (5,9 Prozent des Gesamtexportwerts) 
vertreten. Weitere zwölf Prozent entfallen auf Länder 
Europas außerhalb der EU. Ebenso stark sind Lieferun-
gen nach Amerika mit zwölf Prozent. 7,7 Prozent wur-
den im ersten Halbjahr 2013 in die USA exportiert. 
 
Die enge Außenhandelsverflechtung Deutschlands mit 
anderen europäischen Staaten prägt auch das Bild der 
Einfuhrstruktur (Abb. 7). Waren im Wert von knapp 450 
Milliarden Euro wurden im ersten Halbjahr 2013 einge-
führt. Im Gesamtjahr 2012 betrug der Einfuhrwert 905,9 
Milliarden Euro. Für 2013 wird ein Einfuhrvolumen in 
Höhe von 895 Milliarden Euro erwartet. Auch hier domi-

                                                      
2 Da der Dezemberwert für die Ausfuhren nach Ländern zum Zeit-

punkt des Redaktionsschlusses noch nicht vorlag, müssen wir auf 
auf eine Jahresbetrachtung 2013 verzichten. An der strukturellen 
Aufteilung der Exporte ändert dies aber kaum etwas. 

nieren Einfuhren aus der Europäischen Union ein-
schließlich der Eurozone mit 58 Prozent. Asien ist die 
Region, die außerhalb Europas mit 18 Prozent der Ein-
fuhren den höchsten Anteil auf sich vereinigt. 13 Pro-
zent der Einfuhren bezieht Deutschland aus europäi-
schen Ländern außerhalb der EU. 
 
Abb. 7: Einfuhren Deutschlands nach Ländern 
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Im 1. Halbjahr 2013 
verteilten sich Importe 
im Wert von 
knapp 450  Mrd. Euro
auf folgende 
Ländergruppen:

Gesamteinfuhr 2012:
905,9 Mrd. Euro

Gesamteinfuhr 2013 (vorläufiger Wert):
895 Mrd. Euro

 
 
Wie in den vergangenen Jahren führt Frankreich ge-
messen anhand der Ausfuhranteile die Rangliste der 
wichtigsten Außenhandelspartner an (Abb. 8). 51,3 Mil-
liarden Euro des Ausfuhrwertes erzielten deutsche Ex-
porteure im ersten Halbjahr 2013 in Frankreich. 
 
Abb. 8: Die wichtigsten Außenhandelspartner 
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Einfuhr

Die 15 größten Außenhandelspartner Deutschlands
1. Halbjahr 2013, in Mrd. Euro, sortiert nach Exportwerten

Quelle: Statistisches Bundesamt Grafik: IG Metall, FB Grundsatzfragen

Ausfuhr in die 
Eurozone: 205,1 Mrd. €

Einfuhr aus der 
Eurozone: 174,5 Mrd. €

 
 
Die USA sind die zweitwichtigste Zielregion deutscher 
Ausfuhren, gefolgt von Großbritannien und den Nieder-
landen (bedingt durch den Überseehafen in Rotterdam). 
Von den Krisenländern der Europäischen Währungs-
union sind Italien und Spanien im ersten Halbjahr 2013 
unter den wichtigsten 15 Außenhandelspartnern 
Deutschlands gelistet, mit einem Ausfuhrwert von rund 
28 und 16 Milliarden Euro. Italiens Ausfuhren nach 
Deutschland wurden mit einem Wert von 24 Milliarden 
Euro erfasst. Spaniens Ausfuhren nach Deutschland 
summierten sich im ersten Halbjahr 2013 auf 12,5 Milli-
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arden Euro. Die Rangfolge des ersten Halbjahres 2013 
weicht nur geringfügig vom Ranking des Gesamtjahres 
2012 ab. 
 
Abb. 9: Anteil der Waren- und Dienstleistungsexpor-
te nach Deutschland am jeweiligen BIP der Krisen-
länder im Jahr 2011 

 
 
Exporte nach Deutschland haben für die Handels-
partner Deutschlands unterschiedliche Bedeutung, ge-
messen anhand deren Anteile am jeweiligen BIP im 
Jahr 2011 (Abb. 9). Wir wollen uns die Bedeutung deut-
scher Waren- und Dienstleistungsexporte für die beiden 
wichtigsten Handelspartner Deutschlands Frankreich 
und die Vereinigten Staaten sowie für die Krisenländer 
Griechenland, Irland, Italien, Portugal und Spanien da-
raufhin genauer anschauen. 
 
Für Frankreich spielt Deutschland gemessen am Aus-
fuhranteil von Waren und Dienstleistungsexporten eine 
große Rolle. Insgesamt 6,6 Prozent des BIP erwirt-
schafteten die Franzosen im Jahr 2011 durch Transak-
tionen mit Deutschland. Länder, die nicht zu den 15 
größten Außenhandelspartnern Deutschland gehören, 
erwirtschaften aber dennoch einen großen Teil ihrer Er-
zeugnisse durch den Handel mit Deutschland. Dazu 
gehören Irland (6 Prozent) und Portugal (6,6 Prozent). 
Auch für Spanien (4,4 Prozent) ist der Waren- und 
Dienstleistungsexport nach Deutschland von Bedeu-
tung. Eine geringere Bedeutung hatten die Warenaus-
fuhren und Dienstleistungsexporte von Griechenland, 
Italien und den USA nach Deutschland, gemessen an-
hand ihres Anteils am jeweiligen BIP. 
 
Die Stärkung der Binnennachfrage in Deutschland und 
damit auch der Importe würde vor allem den nördlichen 
Kernländern nutzen, die unter den wichtigsten Handels-
partnern Deutschlands zu finden sind. Aber hinsichtlich 
ihrer Bedeutung für die Exportanteile am BIP der jewei-
ligen Länder könnten maßgeblich auch Irland, Portugal 
und Spanien davon profitieren. Eine Erhöhung deut-
scher Waren- und Dienstleistungsimporte aus den USA 
müsste allerdings schon sehr deutlich sein, um eine 

merkliche Wirkung auf das BIP-Wachstum in den Verei-
nigten Staaten zu haben. 
 
Was in der Außenhandelsstatistik nicht zum Ausdruck 
kommt, ist die zunehmende globale Verflechtung der 
Wertschöpfungsketten im Vorleistungsbereich. Dafür 
muss man sich die ausländischen Wertschöpfungsan-
teile an deutschen Exporten anschauen. Höhere deut-
sche Exporte führen auch zu einer Zunahme vorgela-
gerter ausländischer Wertschöpfung. Auf diese Weise 
könnten ausländische Handelspartner am florierenden 
deutschen Export teilhaben. Wir wollen dieser in letzter 
Zeit zunehmend in die Debatte eingebrachten Argumen-
tation auf den Grund gehen. 
 
 
5. Wer profitiert von der „Exportorientie-

rung“ Deutschlands? 
 
Die Kritik an der „Exportorientierung“ Deutschlands so-
wie die Kriterien für die Diagnose eines außenwirt-
schaftlichen Ungleichgewichts im Rahmen der Überwa-
chung durch die EU-Kommission basieren auf Export- 
und Importwerten der Außenhandelsstatistik. Häufig 
wird als Gegenargument angeführt, 
 
1. dass deutsche Exporte auch ausländische Wert-

schöpfung (ausländische Lohn- oder Kapitalein-
kommen und Steuereinnahmen ausländischer Staa-
ten) enthält, die bei der Erstellung von im Ausland 
hergestellten Zwischenprodukten (Produkte und 
Dienstleistungen) entstanden ist. Somit profitieren 
von der Exportleistung Deutschlands auch die Betei-
ligten an der gesamten vorgelagerten ausländischen 
Wertschöpfungskette.  
 

2. dass unter Berücksichtigung der ausländischen 
Wertschöpfungsanteile die bilateralen Leistungsbi-
lanzüberschüsse bzw. Exportüberschüsse Deutsch-
lands insbesondere mit den Euro-Krisenländern ge-
ringer ausfielen und eine Kritik daran deshalb nicht 
angebracht sei. 

 
Wir folgen dieser Argumentation und prüfen, in welchem 
Umfang in deutschen Exporten ausländische Wert-
schöpfungsanteile eingehen, um ermessen zu können, 
ob die Kritik an den Handelsbilanzüberschüssen 
dadurch abgeschwächt werden kann. Seit Frühjahr 
2013 stellt die OECD eine Datenbank zur Verfügung, 
mit deren Hilfe ausländische Wertschöpfungsanteile an 
Exporten ermittelt werden können. Die aktuellsten Wer-
te der Datenbank stammen aus dem Jahr 2009. 
 
Der Anteil ausländischer Wertschöpfungsanteile an 
deutschen Exporten erreichte im Jahr 2009 einen Wert 
von knapp 27 Prozent. 27 Prozent des deutschen Ex-
portwertes des Jahres 2009 entfielen somit auf auslän-
dische Zwischenprodukte (Produkte und Dienstleistun-
gen). Somit beträgt der deutsche Wertschöpfungsanteil 
an deutschen Exporten etwa 73 Prozent. Im Jahr 1995 
belief sich der ausländische Anteil auf nur knapp 19 
Prozent. Im Zeitraum von etwa 14 Jahren stieg somit 
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der ausländische Wertschöpfungsanteil um acht Pro-
zentpunkte. 
 
Abb. 10: Ausländische Wertschöpfungsanteile an 
deutschen Exporten 

 
 
Der höchste ausländische Wertschöpfungsanteil geht 
mit 36,5 Prozent in Güter der Metallerzeugung und  
-verarbeitung ein (Abb. 10). Im Zeitraum 1995 bis 2009 
stieg dieser Anteil auf 23,8 Prozent, was einem Anstieg 
um 13,7 Prozentpunkte entspricht. Auch in der Branche 
Fahrzeuge und Fahrzeugteile fließt zunehmend auslän-
dische Wertschöpfung ein. Der Anteil betrug im Jahr 
2009 in etwa ein Drittel (34,3 Prozent). Die Branchen 
Elektro/Optik sowie Maschinen/Ausrüstungen beinhal-
ten zu etwa einem Viertel ausländische Wertschöp-
fungsanteile. Das entspricht in etwa dem Durch-
schnittswert über alle Branchen. Den niedrigsten aus-
ländischen Wertschöpfungsanteil enthalten Produkte 
der Branche Holz, Papier, Papierprodukte und Druck. 
 
Die Exportorientierung der deutschen Wirtschaft 
nutzt vor allem den EU-Kernländern Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Niederlande und Österreich und 
zunehmend auch Polen und der Tschechischen Repub-
lik; weniger allerdings den bisherigen Krisenländern der 
Eurozone außer Italien (Abb. 11). Ihre Wertschöpfungs-
anteile an deutschen Exporten sind geringer und be-
wegten sich im Jahr 2009 zwischen 0,1 (Griechenland) 
und 1,7 Prozent (Italien). 
 
Die Betrachtung der ausländischen Wertschöpfungsan-
teile am deutschen Export zeigt aber auch, dass die Eu-
ropäische Union (2009: 14 Prozent) und der Euroraum 
(2009: 9,9 Prozent) einen Großteil ausländischer Wert-
schöpfungsanteile auf sich vereinigen mit steigender 
Tendenz. Sie partizipieren zunehmend auch am deut-
schen Export. Zwar stieg ihr Anteil zwischen 1995 und 
2009, da aber der deutsche Eigenwertschöpfungsanteil 
im gleichen Zeitraum sank, profitierten vermehrt Länder 
außerhalb der EU von den zusammenwachsenden, 
vorgelagerten Wertschöpfungsstufen. 

Wie würden sich die Nettoexporte (der Saldo aus Ex-
porten und Importen) Deutschlands gegenüber den vier 
Krisenländern Griechenland, Italien, Portugal und Spa-
nien darstellen, würde man Wertschöpfungsströme zu-
grunde legen? Nach einer Studie des ifo-Instituts vom 
März 2013 fallen tatsächlich die deutschen Nettowert-
schöpfungsexporte in die Krisenländer geringer aus 
als die Nettoexporte aus der Handels- und Dienst-
leistungsbilanz. Die Überschüsse gegenüber diesen 
Staaten fallen insgesamt relativ gering aus, da die Han-
delsbeziehungen zwischen Deutschland und ihnen im 
europäischen Vergleich im Vorkrisenjahr 2007 einen ge-
ringeren Umfang einnehmen. Der Nettoexport betrug in 
2007 2,5 Prozent des deutschen BIP. Der Nettowert-
schöpfungsexport Deutschlands dorthin belief sich im 
selben Jahr auf nur zwei Prozent des BIP (vgl. ifo-
Schnelldienst 5/2013, S. 38). 
 
Abb. 11: Wertschöpfungsanteile der wichtigsten eu-
ropäischen Außenhandelspartner und der Krisen-
länder an deutschen Exporten 

 
 
Insgesamt stellen wir fest: Von einem hohen Export-
wert Deutschlands können die (bisherigen) Defizitlän-
der im Vergleich zu den EU-Kernländern nur wenig pro-
fitieren, da ihr Wertschöpfungsanteil gering ist. Es be-
steht nur eine geringe Vorleistungsverflechtung. Eine 
gewisse Bedeutung haben jedoch die Importwerte 
Deutschlands vor allem aus Irland, Portugal und Spani-
en gemessen an deren Anteil am jeweiligen BIP der 
Länder. Mehr Importe Deutschlands würden sich durch-
aus an einem höheren BIP-Wachstum dieser Länder 
bemerkbar machen (Abb. 9). 
 
Perspektivisch könnte in einem integrierten Binnen-
markt Europas eine stärkere Verknüpfung der vorgela-
gerten Wertschöpfungsstufen auch mit den südlichen 
Mitgliedsländern verwirklicht werden. Dazu bedarf es al-
lerdings einer entschlosseneren gemeinsamen europäi-
schen Industriepolitik z.B. bei der Ansiedlungsförderung 
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von entsprechenden Branchen/Unternehmen im Be-
reich der nachhaltigen Energie- und Verkehrsindustrie. 
Ansätze für alternative Lösungen zur Beseitigung der 
anhaltenden deutschen Leistungsüberschüsse lassen 
sich nur finden, wenn wir uns vertieft mit deren Ursa-
chen befassen. Wir gehen auf die Entwicklung der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit ein, wollen aber da-
bei den Blick schwerpunktmäßig auf andere Einfluss-
größen lenken, die bisher nur wenig in den Debatten 
beachtet wurden. 
 
 
6. Worauf lassen sich die Leistungsbilanz-

überschüsse Deutschlands zurückfüh-
ren? 

 
Die seit Jahren anhaltende Debatte über die Ursachen 
der Leistungsbilanzüberschüsse Deutschlands, die nun 
in die „vertiefte“ Analyse der EU-Kommission mündet, 
begann Anfang 2010 mit der prominenten Kritik Christi-
ne Lagardes, zum damaligen Zeitpunkt noch Finanzmi-
nisterin Frankreichs, an der schwachen Lohnentwick-
lung in Deutschland, die auf Kosten der europäi-
schen Handelspartner die preisliche Wettbewerbsfä-
higkeit Deutschlands verbessert habe. 
 
Der Vorwurf des „Lohndumpings“ machte die Runde. 
Das exportorientierte Wachstum Deutschlands würde 
die Stärkung der Binnennachfrage vernachlässigen, wo-
runter die Exporte der Handelspartner leiden. 
 
Tatsächlich entwickelten sich die gesamtwirtschaftli-
chen Lohnstückkosten Deutschlands seit Beginn der 
Währungsunion im Vergleich zur gesamten Eurozone 
schwächer bzw. sanken deutlich, während der Entwick-
lungspfad für die Krisenländer eine stärkere Dynamik 
verzeichnete. Das gilt auch für die Industriebranchen 
und damit die Branchen, die die Exportstärke Deutsch-
lands ausmachen (vgl. Abb. 12a). Nach dem vorüber-
gehenden krisenbedingten Anstieg mit anschließendem 
Absturz in den Jahren 2008-2010 steigen die deut-
schen industriellen Lohnstückkosten seit 2011 wie-
der an. Sie nähern sich aber nur langsam dem Entwick-
lungspfad der Europäischen Währungsunion an, da 
auch die Lohnstückkosten anderer Mitgliedsländer zu-
legten. Während andere Mitgliedsländer längst (wieder) 
das Lohnstückkostenniveau von 2000 überschritten ha-
ben, erreichten die Lohnstückkosten in der deutschen 
Industrie diesen Wert erst wieder im vergangenen Jahr. 
 
Insofern begünstigte die Entwicklung der vergan-
genen Jahre die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
deutscher Industrieprodukte. Darüber hinaus 
schwächte die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
der Arbeitnehmerentgelte die Dynamik der Binnen-
nachfrage und auch der Importe. 
 
Nach Krisenausbruch kam es zu einem deutlichen 
Rückgang der Lohnstückkosten vor allem in Spanien 
und Irland (vgl. Abb. 12b). In Italien stagnieren die Löh- 
 

ne in etwa seit 2009. Die Lohnstückkosten in Griechen-
land sind nach einem kurzen Anstieg zwischen 2009 
und 2010 im Jahr 2011 wieder auf das Niveau von 2009 
zurückgefallen. Sinkende Lohnstückkosten wurden aber 
nicht vollständig an die Exportpreise weitergegeben. Die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit dieser Länder verbes-
serte sich folglich nicht. Das Ziel des Lohndrucks wurde 
verfehlt. Vielmehr stiegen die Gewinnmargen (vgl. IMK 
Report 88, 2013, S. 18). Ein Zuwachs der Binnennach-
frage aber auch des Außenabsatzes kann daraus kaum 
folgen. Aus den steigenden Gewinnmargen werden bei 
schwächelndem Umsatz kaum vermehrt Investitionen 
resultieren. Das erschwert den Weg aus der Krise. 
 
Abb. 12 a: Lohnstückkosten in der Industrie 

 
AT = Österreich, BE = Belgien, DE = Deutschland,  
EWU = Europäische Währungsunion, FI = Finnland, 
FR = Frankreich, NL = Niederlande, UK = Vereinigtes Königreich. 
1 Lohnstückkosten auf Personenbasis. 
Die Berechnung erfolgte für alle Länder in Euro. 
Quelle: Macrobond (Eurostaat); Berechnungen des 
IMK (Datenstand 08.10.2013). 
Quelle: IMK-Report 88, 2013, S. 16 

 
Abb. 12 b: Lohnstückkosten in der Industrie 

 
ES = Spanien, EWU = Europäische Währungsunion, GR = Griechen-
land, IE = Irland, IT = Italien, 
1 Lohnstückkosten auf Personenbasis. 
Die Berechnung erfolgte für alle Länder in Euro. 
Quelle: Macrobond (Eurostat); Berechnungen des 
IMK (Datenstand 08.10.2013). 
Quelle: IMK-Report 88, 2013, S. 16 
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Inzwischen liegen zahlreiche Untersuchungen vor, die 
sich differenzierter mit den Hintergründen der deut-
schen Exportstärke und des Leistungsbilanzüberschus-
ses befassen und ein anderes Licht auf deren Ursache 
werfen. 
 
So kam beispielsweise eine Untersuchung der EU-
Kommission bereits im Jahr 2012 zu dem Ergebnis (EU-
Kommission, 2012, S. 12 ff): 
 
1. Die strukturelle Schwäche der Binnennachfrage in 

den Überschussländern, darunter auch Deutschland, 
verhinderte, dass die Importe stiegen. 

 
Aber zwei andere Einflüsse waren noch stärker: 
 
2. Der größte (makroökonomische) Erklärungsbeitrag 

für das Anwachsen der Leistungsbilanzüberschüsse 
und -defizite ist in der Angleichung der Zinssätze 
und der Beseitigung der länderspezifischen Risiko-
zuschläge in den peripheren Mitgliedsländern der 
Europäischen Währungsunion sowie in der Beseiti-
gung von Kreditbeschränkungen zu finden. Die kre-
ditfinanzierte Binnennachfrage in den (späteren) 
Krisenländern zog durch die sinkenden Realzinsen 
an. Dadurch wurde ein Boom auf den Vermögens- 
und Immobilienmärkten dieser Länder ermöglicht. 
Kapital wurde von den Überschussländern in die Pe-
ripherie geschleust. Diese Erklärung habe ein größe-
res Gewicht als die Lohnzurückhaltung und die Ar-
beitsmarktreformen in Deutschland; 
 

3. Auch Entwicklungen außerhalb des europäi-
schen Währungsraums haben einen großen Ein-
fluss auf interne Ungleichgewichte. Dazu zählen die 
zunehmende Wettbewerbsfähigkeit und Dynamik 
von Schwellenländern, die Erweiterung der EU, Ver-
wendung des Einkommens von ölproduzierenden 
Ländern sowie Veränderungen in der Struktur der 
globalen Nachfrage. Dies begünstigte vor allem die 
Kernländer der EU aufgrund ihrer Branchenspezia-
lisierung z.B. auf den Fahrzeug- und Maschinenbau 
und aufgrund ihrer geografischen Ausrichtung der 
Exporte. Die Exporterfolge durch die Wettbewerbs-
fähigkeit der Überschussländer werteten den Euro 
auf und verschlechterten somit die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit der Defizitländer, deren Exporte 
aufgrund ihrer Güterstruktur empfindlicher auf Ände-
rungen des nominalen Wechselkurses reagieren. 

 
Insgesamt stützt dieses Ergebnis unsere Bewertung 
der Exportstärke Deutschlands: Die deutsche Wirt-
schaft hat ihre derzeitige gute Stellung vor allem ihrer 
leistungsstarken Industrie zu verdanken. Deutschland 
verfügt nicht nur über eine solide industrielle Basis, 
sondern es ist ein attraktiver Forschungs- und Produkti-
onsstandort geblieben. Trotz der wachsenden globalen 
Konkurrenz konnte die deutsche Industrie ihre Wettbe-
werbsstellung in den letzten Jahren auf der Weltbühne 
festigen. Die deutsche Industrie stellt die Maschinen 
und Waren her, die heute der Weltmarkt braucht. Sie 
profitiert von der stark wachsenden Nachfrage nach In-
vestitionsgütern und industriellen Vorprodukten auf den 
 

Tab. 2: Deutschlands sektorale Exportanteile und komparative (relative) Wettbewerbsvorteile 
im globalen Handel (RCA-Koeffizienten, 2007)

Quelle: Auszüge aus ifo Schnelldienst 5/2013 – 66. Jahrgang – 14. März 2013, S. 40 



Nr. 01/2014 Wirtschaftspolitische Informationen: Deutschlands Exportstärke am Pranger?! Seite- 10 - 
 
 

 

Weltmärkten. Der Aufstieg Chinas und anderer osteuro-
päischer bzw. asiatischer Länder ging eher zu Lasten 
anderer etablierter Industrieländer, hierzu zählen vor al-
lem die USA. 
 
Die deutsche Industrie hat ihren Erfolg darüber hinaus 
einer starken sektoralen Spezialisierung zu verdanken. 
Deutschland ist vor allem stark im Bereich der hochwer-
tigen Technologie, hierunter fallen insbesondere der 
Maschinenbau und die Automobilindustrie, aber auch 
die chemische Industrie und die Elektroindustrie (vgl. 
Tab. 2). Sowohl die Exportanteile dieser Sektoren als 
auch die Wertschöpfungsanteile am Welthandel weisen 
deutlich auf Wettbewerbsvorteile Deutschlands in die-
sen Branchen hin. Mit dieser Spezialisierung gingen in 
der letzten Zeit eine zunehmende Ausrichtung auf wich-
tige Zukunftsfelder (z. B. erneuerbare Energien, Mobili-
tät) und Wachstumsmärkte (z. B. nach China) einher. 
Die Bundesrepublik hat jedoch keineswegs ihre Stärken 
lediglich in hochwertigen Technologien. Gerade in öko-
logisch orientierten Technologien, die sich von neuen 
Formen der Energiegewinnung bis zu energieeffizienten 
Verfahren bzw. Maschinen erstrecken, hat sich 
Deutschland zum Teil als Weltmarktführer entwickelt. 
 
 
7. Fazit 
 
Wir stimmen der Diagnose der EU-Kommission zu: Ent-
scheidender als die preisliche Wettbewerbsfähigkeit für 
Leistungsbilanzungleichgewichte in den vergangenen 
Jahren sind die 
 
 fehlende Stärkung der Binnennachfrage in den 

Überschussländern aber auch 
 eine nicht wettbewerbsfähige Wirtschaftsstruktur in 

den Krisenländern. 
 
Die gängige Therapie passt aber nicht zur Diagnose. Al-
leine auf die Senkung der Lohnstückkosten in den Kri-
senländern zu gehen, reicht nicht aus und würgt dort 
nicht nur Importe sondern zusätzlich die Binnennach-
frage ab. 
 
In ihrer aktuellen Analyse attestiert die EU-
Kommission Deutschland erneut zu geringe private 
und öffentliche Investitionen sowie eine schwache 
Konsumnachfrage. Diese Entwicklung trüge zu gerin-
gen Wachstumsraten bei und erkläre die Wachstums-
schwäche. 
 
Ihre Empfehlungen genügen allerdings unserer Ein-
schätzung nach nicht, um dieses Ziel zu erreichen. So 
folgt die Kommission ihrer Tradition, die vor allem eine 
Stärkung der angebotsseitigen Wachstumsfaktoren im 
Blick hat, und schlägt vor (European Commission, ME-
MO/14/158, vom 5. März 2014, S. 6): 
 
 Investitionen in Bildung und Anlagen, 
 Stärkung des Arbeitsangebots, 
 Effizienzförderung in allen Sektoren, einschließlich 

 

einer weiteren Deregulierung des Dienstleistungs-
sektors. 
 

Immerhin wird auch erkannt, dass die Rückführung 
der Staatsverschuldung in Deutschland momentan über 
das mittelfristige Ziel hinaus zu gehen droht und sich 
deswegen negativ auf das Wachstum in Deutschland 
und Europa auswirken könnte (European Commission, 
MEMO/14/158, vom 5. März 2014, S. 6). 
 
Wir sind davon überzeugt: In Europa brauchen wir ei-
ne integrierte Strategie, die sich im Wesentlichen um 
ein anderes Investitionsklima bemüht. Die Investiti-
onsrückstände in Deutschland sind umfassend analy-
siert und belegt (vgl. DIW-Wochenbericht 26, 2013). Die 
Investitionsquote ist in Deutschland von 21,1 Prozent 
des BIP im Jahr 2000 auf 17,6 Prozent im Jahr 2012 
gefallen. Die Wachstumsschwäche in Deutschland 
und Europa und damit auch die Leistungsbilanzun-
gleichgewichte überwinden wir nur, indem wir die 
Hemmnisse für private und öffentliche Investitionen 
beseitigen. 
 
Dazu gehören die folgenden Bausteine: 
 
1. Qualitatives Wachstum nachfrageseitig fördern: 

Die schwache Binnennachfrage in den Überschuss-
ländern ist eine Folge der aktuellen Austeritätspoli-
tik zur „Sanierung“ der Staatsfinanzen, zu der sich 
die Länder im Rahmen des Fiskalpakts verpflichtet 
haben. Dies umso mehr, als Ausgabenkürzungen 
im Vordergrund der Sanierungsbemühungen ste-
hen und weniger die Konsolidierung zum Beispiel 
über eine wachstumsfreundliche Steuerpolitik, die 
die Konsumnachfrage nicht belastet. 
 
Die auf Wachstum ausgerichtete Geldpolitik der 
EZB (niedrige Zinsen und Liquiditätszufuhr: expansi-
ve Geldpolitik) wird dadurch in ihrer Wirkung ge-
bremst, dass gleichzeitig die Staatsausgaben ge-
kürzt werden (kontraktive Fiskalpolitik) bzw. sich im 
Zuge der nur schwachen konjunkturellen Erholung 
nur wenig entwickeln. Das ist auch der Grund dafür, 
dass die Erholung länger auf sich warten lässt als 
nach vergangenen Krisen. Zwar spült die relativ gute 
konjunkturelle Lage in Deutschland und das Stopfen 
von Schlupflöchern für Steuerflüchtige dem Fiskus 
zunehmend Steuergelder in die Staatskassen, je-
doch reichen die Mittel nicht aus, um die enormen 
Investitionsrückstände allein in der öffentlichen Infra-
struktur aufzuholen. 
 
Darüber hinaus dämpften eine schwache gesamt-
wirtschaftliche Entgeltentwicklung und eine unglei-
che Einkommensverteilung (zugunsten höherer Ein-
kommensgruppen) den privaten Konsum. Durch eine 
gerechte Teilhabe der Beschäftigten am Wohl-
stand (produktivitätsorientierte Lohnpolitik), die Zu-
rückdrängung prekärer Beschäftigungsverhältnisse 
zugunsten von „Normalarbeitsverhältnissen“, die 
Stärkung der Tarifbindung und eine Steuerpolitik, 
die untere und mittlere Einkommen entlastet, könnte 
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Auch das Bundeswirtschaftsministerium nimmt 
das aktuelle Prüfergebnis der EU-Kommission zum 
Anlass, um seinerseits auf die besondere Bedeu-
tung der industriellen Stärke Deutschlands für den 
Exporterfolg hinzuweisen. 
 
Ziel des BMWi ist es, auch auf EU-Ebene die in-
dustrielle Basis wettbewerbsfähig zu halten und 
auszubauen. Gleichzeitig will das BMWi mit den im 
Koalitionsvertrag beschlossenen Maßnahmen die 
staatlichen Investitionen und die binnenwirtschaftli-
chen Wachstumskräfte stärken und damit zum Ab-
bau der Ungleichgewichte beitragen. 
 
BMWi-Pressemeldung vom 5.3.2014 

über eine gestärkte Konsumnachfrage mehr Wachs-
tum stimuliert werden. 
 
Der staatliche Handlungsspielraum muss auf ei-
ne solidere Basis gestellt werden durch eine Be-
steuerung höherer Einkommen und Vermögen. Die 
kürzlich vorgelegten Forschungsergebnisse des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung zur 
Vermögensverteilung in Deutschland belegen eine 
im internationalen Vergleich anhaltend hohe Vermö-
gensungleichheit in Deutschland (vgl. Grabka, 2014). 
Aus der Besteuerung höhere Einkommen und Ver-
mögen könnten Investitionen in die Infrastruktur 
finanziert werden, die die Zukunftsthemen (wie z.B. 
die Energiewende und nachhaltige Mobilität) unter-
stützen. Der DGB-Marshallplan hat hierzu konkrete 
und realisierbare Vorschläge gemacht. Finanzie-
rungsgrundlage des „Marshallplans“ ist eine Vermö-
gensabgabe. Die steuerliche Belastung kann so ge-
staltet werden, dass die Konsumnachfrage nicht be-
einträchtigt wird und erlaubt eine Sanierung der 
Staatsfinanzen, zu der sich die Bundesrepublik im 
Rahmen des Fiskalpaktes verpflichtet hat. 
 
Zusätzlicher privater Konsum und öffentliche Investi-
tionen in die Infrastruktur führen zu positiven Er-
tragserwartungen privater Investoren und in der 
Folge bei niedrigen Zinssätzen zu privaten Investiti-
onen in Produktionsstandorte. So wird Ersparnis in 
den Produktionsprozess eingeschleust und diffun-
diert nicht weiter (mangels rentabler Anlagemöglich-
keiten) in den Finanzsektor in spekulative Blasen, 
die eine stabile wirtschaftliche Entwicklung gefähr-
den. 
 
Es muss unser Ziel sein, in Europa qualitatives 
Wachstum auch nachfrageseitig zu stärken, an-
dernfalls ist absehbar, wie zunehmend Industrie-
standorte in anderen globalen Wachstumsräumen 
aufgebaut und aus Europa abgezogen werden. 

 
2. Stärkung der europäischen Industrie: Die Investi-

tionsschwäche befördert eine weitere De-
Industrialisierung Europas. Trotz der politischen Dis-
kussionen rund um eine Re-Industrialisierung Eu-
ropas kann die Politik nicht die Augen davor ver-
schließen, dass das Ziel bis 2020 den Anteil der 
Industrie am europäischen Bruttoinlandsprodukt 
auf rund 20 Prozent zu steigern, immer weiter in 
die Ferne rückt. Der Industrieanteil ist innerhalb ei-
nes Jahres von 15,5 Prozent auf 15,1 Prozent 
(Sommer 2013) weiter geschrumpft. In einigen Mit-
gliedsländern nimmt die De-Industrialisierung mitt-
lerweile bedrohliche Ausmaße an. Nicht die deut-
schen Lohnstückkosten sind das Problem, sondern 
mangelnde Innovationen bei Produktion und Pro-
dukten. 
 
Um die Industrie nachhaltig weiterzuentwickeln, wer-
den nach wie vor die alten angebotstheoretischen 
Konzepte auf den Tisch gelegt, die ganz im Sinne 
der freien Entfaltung der Marktkräfte ausgelegt sind. 
Die Politik soll lediglich die ökonomischen Rahmen-

bedingungen verbessern, beispielsweise für niedri-
gere Steuern, den Abbau von Bürokratie oder für ei-
ne neue Gründungsoffensive sorgen und noch mehr 
Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt zulassen. 
 

3. Aktive koordinierte Industriepolitik: Die von der 
EU-Kommission vorgeschlagenen Initiativen lassen 
kaum erkennen, was konkret zu mehr Wachstum 
und Investitionen führen soll. Einige Vorschläge, wie 
etwa die Förderung von Schlüsseltechnologien, sind 
zwar richtig, aber altbekannt. Im Endeffekt fehlt der 
Wille, für die Krisenländer ein Investitions- und 
Aufbauprogramm aufzulegen, das die finanzielle 
Grundlage bei der Gründung von kleinen und mittle-
ren Unternehmen ermöglicht. Heute scheitern viele 
gute Ideen daran, dass vor allem viele Kleinbetriebe 
die Vorfinanzierung aus eigener Kraft nicht stemmen 
können und die Banken ihnen den Zugang zum be-
nötigten Finanzkapital verwehren. Das wäre die Auf-
gabe der Europäischen Investitionsbank, die sich 
bisher nicht in ausreichendem Maße engagiert hat. 
Schwerpunkt der Investitionen sollte die ökolo-
gische Erneuerung sein, die die Entwicklung zu-
kunftsfähiger Branchen und Strukturen ermöglicht. 
Und gerade beim ökologischen Umbau der europäi-
schen Industrie bieten die südeuropäischen Mitglied-
staaten Potenziale für Investitionen. 
 
Das sonnenreiche Südeuropa weist die besten Vo-
raussetzungen auf, erneuerbare Energiequellen zu 
erschließen, um darüber einerseits die Abhängigkeit 
von hohen Energieimporten zu reduzieren und ande-
rerseits die eigene Industrie im Bereich der Photovol-
taik und der Windkraft zu positionieren. Gelingt die-
ser industrielle Umbau, so erreichen wir auch eine 
intensivere Verknüpfung der industriellen Wert-
schöpfungsstufen in Europa. 
 

 
Diese Maßnahmen werden nur erfolgversprechend 
sein, wenn gleichzeitig der Weg einer weiteren poli-
tischen Integration gegangen wird. So müsste die In-
dustriepolitik durch Ausgleichsmechanismen (im Be-
reich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik) flankiert wer-
den, um „benachteiligte“ Wirtschaftsregionen zu stützen 



Nr. 01/2014 Wirtschaftspolitische Informationen: Deutschlands Exportstärke am Pranger?! Seite- 12 - 
 
 

 

und soziale Notlagen, die durch Anpassungslasten ent-
stehen, aufzufangen. Auf europäischer Ebene hat sich 
unter anderem die „Tommaso Padoa-Schioppa Group“ 
mit einer Fortentwicklung der Währungsunion befasst 
(vgl. Notre Europe 2012); und auch der Internationale 
Währungsfonds hat konkrete Vorschläge dafür entwi-
ckelt, wie dieser Prozess aussehen könnte (IWF 2013). 
 
Für das Gelingen einer politischen Integration müssen 
die demokratischen Kräfte in Europa gestärkt werden. 
Wir können Europa nur mit und niemals gegen die 
Menschen gestalten. 
 
 
Letzten Endes hieße das: 
 
Die politische Union verwirklichen! 
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